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§ 85 lnhalt der Personalakte, Zugang zur Personalakte
(§ 50 geamtenstatusgesetz)

(1) Nicht Bestandteil der Personalakte nach § 50 Satz 2 des Beamtenstatusgesetzes sind Unterlagen,
die besonderen, von der Person und dem Dienstverhältnis sachlich zu trennenden Zwecken dienen,
insbesondere Prüfungs-, Sicherheits- und Kindergeldakten. Kindergeldakten können mit
Besoldungs- und Versorgungsakten verbunden geführt werden, wenn diese von der übrigen
Personalakte getrennt sind und von einer von der übrigen Personalverwaltung getrennten
Organ isationseinheit bearbeitet werden.

(2) Die Personalakte kann nach sachlichen Gesichtspunkten in Grundakte und Teilakten gegliedert
werden. Teilakten können bei der für den betreffenden Aufgabenbereich zuständigen Behörde
geführt werden. Nebenakten (Unterlagen, die sich auch in der Grundakte oder in Teilakten
befinden) dürfen nur geführt werden, wenn die personalverwaltende Behörde nicht zugleich
Beschäftigungsbehörde ist oder wenn mehrere personalverwaltende Behörden für die Beamtin
oder den Beamten zuständig sind; sie dürfen nur solche Unterlagen enthalten, deren Kenntnis zur
rechtmäßigen Aufgabenerledigung der betreffenden Behörde erforderlich ist. ln die Grundakte ist
ein vollständiges Verzeichnis aller Teil- und Nebenakten aufzunehmen.

(3) Zugriff auf Personalaktendaten dürfen nur Beschäftigte haben, die im Rahmen der
Personalverwaltung oder Personalwirtschaft mit der Bearbeitung von Personalangelegenheiten
beauftragt sind, und nur soweit es zu diesen Zwecken erforderlich ist. ln einem automatisierten
Personalverwaltungssystem ist neben den in Satz 1 genannten Zwecken auch zur Ausübung von
Aufsichts- und Kontrollbefugnissen oder zur ErstellunB von Auswertungen im Bereich der
Personalverwaltung oder Personalwirtschaft Beschäftigten übergeordneter Dienstbehörden der
Zugriff auf Personalaktendaten gestattet, soweit dies erforderlich ist. Abweichend von Satz 1 und 2

ist eine Kenntnisnahme von Personalaktendaten zulässig, soweit diese im Rahmen der

Datensicherung oder der Sicherung des ordnungsgemäßen Betriebs eines automatisierten
Personalverwaltungssystems nach dem Stand der Technik nicht oder nur mit unverhältnismäßigem
Aufwand zu vermeiden wäre. Die oberste Dienstbehörde kann abweichend von Satz 1" einer
anderen Stelle die Verarbeitung von personenbezogenen Daten im Auftrag übertragen; im Übrigen

gilt §   des Hessischen Datenschutzgesetzes. Zugang zu Personalaktendaten haben ferner die mit
Angelegenheiten der lnnenrevision beauftragten Beschäftigten, soweit sie die zur Durchführung

ihrer Aufgaben erforderlichen Erkenntnisse nur auf diesem Weg und nicht durch Auskunft aus der

Personalakte gewinnen können. Jede Einsichtnahme nach Satz 2 und 5 ist aktenkundig zu machen.

(a) Der Dienstherr darf personenbezogene Daten über Bewerberinnen, Bewerber, Beamtinnen und

Beamte sowie über ehemalige Beamtinnen und Beamte nur erheben, soweit dies zur Begründung,

Durchführung, Beendigung oder Abwicklung des Dienstverhältnisses oder zur Durchführung

organisatorischer, personeller und sozialer Maßnahmen, insbesondere auch zu Zwecken der
personalplanung und des Personaleinsatzes, erforderlich ist oder eine Rechtsvorschrift oder eine

Dienstvereinbarung dies erlaubt. Fragebögen, mit denen solche personenbezogene Daten erhoben

werden, bedürfen der Genehmigung durch die oberste Dienstbehörde.
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(5) Ubermittlungen bei Strafverfahren nach § 49 des Beamtenstatusgesetzes sind an die
Dienstvorgesetzte oder den Dienstvorgesetzten oder die Vertretung im Amt zu richten und als

,,VertrauIiche Personalsache" zu kennzeichnen.

§ 87 Beihilfeakte
(L) Unterlagen über Beihilfen sind stets als Teilakte zu führen. Diese ist von der übrigen
Personalakte getrennt aufzubewahren. Sie soll in einer von der übrigen Personalverwaltung
getrennten Organisationseinheit bearbeitet werden; Zugang sollen nur Beschäftigte dieser
Organisationseinheit haben. Bei automatisierter Beihilfebearbeitung nach § 93 Abs. 2 ist
ausnahmsweise die Zusammenfassung der Beihilfebescheide in Sachakten zulässig, sofern der
Datenschutz gesichert und gewährleistet ist, dass die Beihilfeakte jederzeit wieder
zusammengeführt werden kann.

(2) Die Beihilfeakte und Beihilfedaten dürfen für andere als für Beihilfezwecke nur verwendet oder
weitergegeben werden, wenn die oder der Beihilfeberechtigte und bei der Beihilfegewährung
berücksichtigte Angehörige im Einzelfall einwilligen, die Einleitung oder Durchführung eines im
Zusammenhang mit einem Beihilfeantrag stehenden behördlichen oder gerichtlichen Verfahrens
dies erfordert oder soweit es zur Abwehr erheblicher Nachteile für das Gemeinwohl, einer sonst
unmittelbar drohenden Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder einer schwerwiegenden
Beeinträchtigung der Rechte einer anderen Person erforderlich ist.

(3) Abs. 1 und 2 gelten entsprechend für Unterlagen über Heilfürsorge und Heilverfahren.

§ 88 Anhörungspflicht
Beamtinnen und Beamte sind zu Beschwerden, Behauptungen und Bewertungen, die für sie

ungünstig sind oder ihnen nachteilig werden können, vor deren Aufnahme in die Personalakte zu

hören, soweit die Anhörung nicht nach anderen Rechtsvorschriften erfolgt. lhre Außerungen sind
zur Personalakte zu nehmen.

§ 89 Einsichtsrecht
(1) Beamtinnen und Beamte haben, auch nach Beendigung des Beamtenverhältnisses, ein Recht auf
Einsicht in ihre vollständige Personalakte.

(2) Bevollmächtigten der Beamtinnen und Beamten ist Einsicht zu gewähren, soweit dienstliche
Gründe nicht entgegenstehen. Dies gilt auch für Hinterbliebene und deren Bevollmächtigte, wenn
ein berechtigtes lnteresse glaubhaft gemacht wird. FürAuskünfte aus der Personalakte gelten Satz

1 und 2 entsprechend.

I (:) Oie personalaktenführende Behörde bestimmt, wo die Einsicht gewährt wird. Soweit dienstliche

I CrUnde oder Rechte Dritter nicht entgegenstehen, können Auszüge, Abschriften, Kopien oder

I Ausdrucke gefertigt werden.

(4) Beamtinnen und Beamte haben ein Recht auf Einsicht auch in andere Akten, die

personenbezogene Daten über sie enthalten und für ihr Dienstverhältnis verwendet werden, soweit
gesetzlich nichts anderes bestimmt ist; dies gilt nicht für Sicherheitsakten. Die Einsichtnahme ist

unzulässig, wenn die Daten der oder des Betroffenen mit Daten Dritter oder
geheimhaltungsbedürftigen nicht personenbezogenen Daten derart verbunden sind, dass ihre

Trennung nicht oder nur mit unverhältnismäßig großem Aufwand möglich ist. ln diesem Fall ist der

Beamtin oder dem Beamten Auskunft zu erteilen.
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§ 90 Vorlage der Personalakte, Auskünfte an Dritte
(1) Ohne Einwilligung der Beamtin oder des Beamten ist es zulässig, die Personalakte für Zwecke
der Personalverwaltung oder Personalwirtschaft der obersten Dienstbehörde oder einer im
Rahmen der Dienstaufsicht weisungsbefugten Behörde vorzulegen. Das Gleiche gilt für Behörden
desselben Geschäftsbereichs, soweit die Vorlage zur Vorbereitung oder Durchführung einer
Peisonalentscheidung notwendig ist, sowie für Behörden eines anderen Geschäftsbereichs
desselben Dienstherrn, soweit diese an einer Personalentscheidung mitzuwirken haben. Arztinnen
und Arzten, die im Auftrag der personalverwaltenden Behörde ein medizinisches Gutachten
erstellen, darf die Personalakte ebenfalls ohne Einwilligung vorgelegt werden. Für Auskünfte aus

der Personalakte gelten Satz 1 bis 3 entsprechend. Soweit eine Auskunft ausreicht, ist von einer
Vorlage abzusehen

(2) Auskünfte an Dritte dürfen nur mit Einwilligung der Beamtin oder des Beamten erteilt werden,
es sei denn, dass die Abwehr einer erheblichen Beeinträchtigung des Gemeinwohls oder der Schutz

rechtlicher lnteressen von Dritten die Auskunftserteilung erfordert. lnhalt und Empfängerin oder
Empfänger der Auskunft sind der Beamtin oder dem Beamten schriftlich mitzuteilen.

(3) Vorlage und Auskunft sind auf den jeweils erforderlichen Umfang zu beschränken.

§ 91 Entfernung von Unterlagen
(1) Unterlagen über Beschwerden, Behauptungen und Bewertungen, auf die § 19 Abs. 3 und 4 Satz

1 des Hessischen Disziplinargesetzes nicht anzuwenden ist, sind,
1. falls sie sich als unbegründet oder falsch erwiesen haben, mit Zustimmung der Beamtin

oder des Beamten unverzüglich aus der Personalakte zu entfernen und zu vernichten,
2. falls sie für die Beamtin oder den Beamten ungünstig sind oder ihr oder ihm nachteilig

werden können, auf Antrag der Beamtin oderdes Beamten nach zweiJahren zu entfernen

und zu vernichten; dies gilt nicht für dienstliche Beurteilungen.

Die Frist nach Satz 1 Nr. 2 wird durch erneute Sachverhalte im Sinne dieser Vorschrift oder

durch die Einleitung eines Straf- oder Disziplinarverfahrens unterbrochen. Stellt sich der

erneute Vorwurf als uirbegründet oder falsch heraus, gilt die Frist als nicht unterbrochen.

(2) Mitteilungen in Strafsachen, soweit sie nicht Bestandteil einer Disziplinarakte sind, sowie

Auskünfte aus dem Bundeszentralregister sind mit Zustimmung der Beamtin oder des Beamten

nach dreiJahren zu entfernen und zu vernichten. Abs. l Satz 2 und 3 gilt entsprechend.

§ 92 Aufbewahrungsfristen
(1) Personalakten sind nach ihrem Abschluss von der personalaktenführend,en Behörde fÜnf Jahre

a ufzu bewa h ren. Personalakten sind abgesch lossen, wenn

1. die Beamtin oder der Beamte ohne Versorgungsansprüche aus dem öffentlichen Dienst

ausgeschieden ist, mit Ablauf des Jahrs des Erreichens der jeweils geltenden

Regelaltersgrenze, in den Fällen des § 32 dieses Gesetzes und des § 13 des Hessischen

Disziplinargesetzes jedoch erst, wenn mögliche Empfängerinnen und Empfänger von

Versorgung nicht mehr vorhanden sind,

2. die Beamtin oder der Beamte ohne versorgungsberechtigte Hinterbliebene verstorben ist,

mit Ablauf des Todesjahres,

3. nach dem Tod der Beamtin oder des Beamten versorgungsberechtigte Hinterbliebene

vorhanden sind, mit Ablauf des Jahres, in dem die letzte Zahlungsverpflichtung entfallen ist.
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Satz 2 Nr. 2 und 3 gilt entsprechend für frühere Beamtinnen und Beamte, die mit Anspruch
auf Altersgeld ausgeschieden sind.

(2) Unterlagen über
L. Beihilfen, Heilfürsorge, Heilverfahren, Unterstützungen, Erholungsurlaub und
Erkrankungen sind drei Jahre,
2. Umzugs- und Reisekosten sechs Jahre
nach Ablauf des Jahres, in dem die Bearbeitung des einzelnen Vorgangs abgeschlossen
wurde, aufzubewahren. Unterlagen, aus denen die Art einer Erkrankung ersichtlich ist, sind
unverzÜglich zurückzugeben oder zu vernichten, wenn sie für den Zweck, zu dem sie
vorgelegt worden sind, nicht mehr benötigt werden. Als Zweck, zu dem Unterlagen
vorgelegt worden sind, gelten auch Verfahren, mit denen Rabatte oder Erstattungen geltend
gemacht werden.

(3)Versorgungsakten sind fünf Jahre nach Ablauf des Jahres, in dem die letzte Versorgungszahlung
geleistet worden ist, aufzubewahren; besteht die Möglichkeit eines Wiederauflebens des
Anspruchs, sind sie 30 Jahre aufzubewahren.

(4) Personalakten sind nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist zu vernichten, sofern sie nicht vom
zuständigen Staatsarchiv übernommen werden.

§ 93 Automatisierte Verarbeitung von Personalaktendaten
(1) Personalaktendaten dürfen in automatisierten Verfahren nur für die in § 85 Abs. 3 genannten
Zwecke verarbeitet und genutzt werden. lm Übrigen ist ihre Übermittlung nur nach Maßgabe des §
90 zulässig. Ein automatisierter Datenabruf durch andere Behörden ist unzulässig, soweit durch
besondere Rechtsvorschrift nichts anderes bestimmt ist.
(2) Personalaktendaten im Sinne des § 87 dürfen automatisiert nur im Rahmen ihrer
Zweckbestimmung und nur von den übrigen Personaldateien technisch und organisatorisch
getrennt verarbeitet und genutzt werden.
(3)Von den Unterlagen über medizinische oder psychologische Untersuchungen und Tests dürfen
im Rahmen der Personalverwaltung nur die Ergebnisse automatisiert verarbeitet oder genutzt
werden, soweit sie die Eignung betreffen und ihre Verarbeitung oder Nutzung dem Schutz der
Beamtin oder des Beamten dient.
(4) Beamtenrechtliche Entscheidungen dürfen nicht ausschließlich auf lnformationen und
Erkenntnisse gestützt werden, die unmittelbar durch automatisierte Verarbeitung
personenbezogener Daten gewonnen werden.
(5) Bei erstmaliger Speicherung ist der oder dem Betroffenen die Art der über sie oder ihn nach Abs.
1 gespeicherten Daten mitzuteilen, bei wesentlichen Anderungen ist sie oder er zu benachrichtigen.
Ferner sind die Verarbeitungs- und Nutzungsformen automatisierter Personalverwaltungsverfahren
zu dokumentieren und einschließlich des jeweiligen Verwendungszwecks sowie der regelmäßigen
Empfängerinnen und Empfänger und des lnhalts automatisierter Datenübermittlung allgemein
beka nntzugeben.
(6) ln automatisierten Verfahren gespeicherte Personalaktendaten sind nach Ablauf der
Aufbewahrungsfristen des § 92 zu löschen, sofern nicht spezielle gesetzliche Vorschriften einen
längeren Aufbewahrungszeitrau m bestimmen.
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Nr: :) 1 St.rätsanzrigrl lur das l.,a:td fI€.sser1 19. I)ezcnrber:201.1 Seite l 55 l

Ztr

.r,nr-'l-'tr - , .

- 1,rozessakien.

§ ro7 Abs.2 HBG Cc.e,+) i"r",- § § 86
Ilie Pr,:rsona.iakte l<ann nach s;rchlichcn Gr:siclrtspunkten in
Grundakic und Tcilaktcn gegliedcrt rryttrdcn. Die Gmndaktc
enlhiilt insbesondere (Jnterlagen riber tlie l3egiündung des
'l )ienst rrerhällnisses sou,ic den dienstiichen \l,brdegane und den
E'insatz der betrelTenden Person. Bei Bedar{ kiinnen Teilakten
ang€legt lverden. I)ies gill insbesonilere f,.ir Vorg.inge. die nach
cinem bestimrntcn Zcitraum rvieder.aus den Prrsonalakten zrr
ent{ernen und zu vernithten sind (r,ergiercire §s t0?t:, 1()?f Abs.
2 HBC;. § 19 I{DG)
Als Teil;rkte l<önncn zunr Reispiel Vorgänge gc[ührl w,erilcn über

Ausbildrrng
.- Besoldung (einschliet3lich vermögensu,irksarne l-eistungen,

Ab t r:ct u:n gen. Pf ändungcn. Gchal rsvorschiissr-.)
.. Vclsorgung rlcrR.dicnslctcn und ihlc,r'Hintcrfulicbcnen

- Elholungsurlaub und Dionstbeflreiung
Er:krankurrgen

- 1l1:terstiitzurrgenunci Zu.schüsse

Bcurteilungcn und Bctähigungsbcrichte
Disziplinarangclcgcnheilcn
Trennungsgckl, Umzugs- und Ecisekosien

- N-.beniätigkerten
TJierrstrrn'laIIc

Rei Bedarf kaj]rn..n u,eiicre UntcdeiJc von Tcjlal<ten angelegt
u'crdcn (zum Beispiel ünl,erlagcn übol Tlennungsgeld, Umzugs-
unä Reisckosten).
Pcrsonalne]:enakten. die insbesorrderc ):ei nrehrstufigem !-er-
u'altungsaufbau geführi welclen, driden nur solche Linte::lagen
errtiralten, ilie -.im Original oder als Do1:pel - au.ch in der Gruncl-
aklc oder elner Tc.llakte enth:rlter sind un.d deren Kenntnis zur
rechtmäßigen Au{gabenelftillnng der betle{fenden tsehörde
unerlässlich ist. Llnterlagen. die d'iese Voraussetzungen nicht
erf1illen. sin<i nach Maßgabe des § 107;\bs. 2 Satz 2 HBG in
Teilakten anzulegen. Im Rahrnen eines aLltonratisierlen Perso-
raivenvalturgss-vstems kann von cincr eirrzcincn lTbersendung
cler Untcrlagen in Papir:r'form (Origi.nal r:der Kopic) zunächst
abgesthen ttrtlet:, ureun die entspltcher:detr l)aten diiekt bei
der beLrcl{cndcn Behörde in das System eingcgcben rverdcn und
insoweiI ein genreinsanrer Zugang bestehr. Die Unterlagen in
Papierfom sind bei der jerveiligen Rehörc.le vor' On in e'iner
Personirlnebenakte abzulegen.
l\cbenäkte n sollen au[ge]öst Lmd D<.:ppei verric]ricL lverdcn,
sobalr] eine Notvrendigkcit ftiT iirrc Fiihi"rng bci cler jcu,eiligen
Bchtirdc nicht mchr bcsleht (zum Beispicl }:ei Bccndigung de,r'
Tätrgkeit).
Rei Venvenclung eines autonu ti,si erter: Irer-.onah,etrl,a Itungssy-s -
1,ems sincl. c.l:ie entsplecherder ZugrilTst'r:ch1,r,'zt.r sperx:n, soba1d
die N{rls'endigkeit clallür bel cler die Nebenilkte äühlenden Be-
hörcle entlallen ist. I)ie jn Papierform anqeiegte Nebr:naktc'ist
gcgebcncnfalls an dlc nächste zusländigc Behijrde. die oinc Nc-
benakte fühlen muss, zu äbersenden, andernlalls an die perso-
nalbes,irtschaftende Dienststelle. die dartiber ertscheidet, *'el-
che Unterlagen der Grundakte zugeführt werclen.

Das Verzeichnis in der Grundakte. il denr alle Teil- und Neben-
aktc'n aufzunehmen sinc1, ist fortlau{end zu ergäuzct-t. \Vegen cles
IVIusiers eines Inhaltlverzeichnisses rvird auI dic Anlage zu die-
strn Erlass r.rs1-$rie5sn.

llmrittelbar nach dem Inhaltsterzelchnrs ist der I'crsoralbogen
(vergleiche Personalbogen fi:r die hessische l,andesvelaraltung,
Clerneinsamer Runderlass vorn .i-0. 1\Iärz 2011, Az.: I14 - 08 b
2-1.03.20, StAnz. S. 534) einzuortlnen. Dcr Pt'rsonalbogen client
tier' Übclsicht aller Iür das DicnstlCrhdltnis u-tstnli ichcn Daten
rind ist stäncl.ig zu aktualisierenf$ls dalenschutzrPchtlichel-I
Gründen clürIer nul aktuellr: Datfi?'ersrchtlich setn. Dtes kann
dadurch gervähr'leistet u'ertlen, dass alte Angai;en unkenntlich
gemacht r.r'erden oder clas entsprechenc.le Rlatt cies Persnnalbo-1
gens gegc.n eine Seite rnit aiituellt:n Angabt'n ausgetauscht rvirl![
§oieÄ keine besondeletr Teilaliten ge{ühr1 u'eldetr, enrp{iehfi

r:s sich. lrinler derr Personaltroger cine Nachweislistc über Ur-
laub md Krankheit einzufügcn, für clie cbenfalls die Aufbe-
vrahr-urngsfrist des § 10?f Abs. 2 Satz 1 HRG zu beachten ist.
Beim Einsatz ituiomatisierter Personalvenvaltungssvsteme
kann auf r.l'ie Aktualisierrng cles Per.sonalbogens rur.ri'i}rt"t *"r-
den, sofem clie dort zu wahrenden Angaben dem System ent,
normlen wet'elel kön.nen.
Die Schriftstücke sr.rllen - insbesondere auch ant rechten Rand
der RückseiLe cines jecio:r Blattes - einen ausreichenden HcIt-
rand au{r,eisen. Die Vorgänge sind in zeitlicher Reihenfolge zu
cn'clnen uncl fortlaufencl zu nummerieren. Die Nummer ist in der
rechten obcren Ecke der Volderseite des Blattes in i,Lral:ischer.
Schrift mil dokr-Lrnenlcnechtcm Farbstift anzublingen. Müsscn
Vorgängtr rronibergehend oder dauerha{t entfemt q'er.den. so ist
dafür cin Rlatt mit einem auf diesen llmstand hinrveisenden
Vermerk cinzufaigen, aus dem auch das Dätum der Entnahme
sorvie cl.ic Seilenzahlen der entnommcnen B1ätter hervorgehen.
Bej vonibergehende,r Entnahme ist darüber hinaus der (]nurd
anzugeben.
Amtsärztliche beziehutgsrveise är.ztliche Gutachten über. die
Dienstfähigkeit sind in verschlossenen Umschlägen abzuheften
und entsprechend dem Ausstellungsdatunr, clas auf dern Unr-
schlag zu venlerkeu ist, ntit Blattzahl velseherr in der.Perso-
nalgninclakte aufzubewahten. Oflnen und Schlietlen cler Um-
schläge ist durch Untelschli.[t mit Dai,umsangabe auf cier Rück-
seite der Umschläge zu b,eschein:igen. Bei elektronischer Akten-
{ührung ist es erfordcrlicir, den Zugang besondels zu sichern
(zurn Beispiel durch cin Kennwort).

4- Die Aktcndeckel sincl deutlich zu beschriften. l.lie Reschrifturg
soli folgcncle Angaben erthalten:
Bchördo:
(Bezeichnung der pnrsonaiak{.enführencltt S telle)
Personal akten/1?ersonalnebenal<ten
Rancl:

Zahi der TcilakLen (gegcbencnlalls andere sie liihrende Stellc):
Name dor Beamtin/cles Bearnten:
Beschäftigungsbehör'de:
Begonnen am:
Geschiossen am:
Hinrvei s auf eventuell e Schrverbehinderteneigen scha{t
Anrleln sich bei der Beschriftung des Aktendcckels Angaben
(zurn Beispiel Name, Schrverbehinderleneigenschaft), ist dieser
auszutauschen.

Zu § 107a HBG
.1.. Zur Ver:tahrensverelnfachung können bei automatisierler Bei-

hil{cbearbeitung dic Beihil{ebescheide chronologisch nach dem
Äbrechnungsda tuln abgelegt u'erden. Die Voraussetzungen des
§ 10?g 1\bs. 2 FIBG müssen ertüllt sein, das heißt es muss sich
un eine von den übrigen Personaldateien technisch unrl orga-
nisatorisch getrennte Verarbeiiung handeln. Rci Bcdar{ - zur
Beispiei bei einem Rechtsniittelve#ahren oder einem Einsicht-
verlangel de:: ocler des Retroffenen muss die Reihilfeakie lvie-
der zusammengef iihlt rverden.

3. Bei derAbgabe delPersonalakten, insbesondete aus AlLasst on
Versetzungen, sind die Personalakten und die Beihilfeakten ge-
sorrderl zu übersenden.

Zu § l07e HBG
1. Beamtiancn und Beamte . Ruhesiandbeamlinnen und -beamte,

sowie aus dem Beamtenverhältnis ausgcschiedene Beamtinnen
rmd Reamte habel ejn Recht auf Einsicht in ihre voilständigen
Personalal<terr. Rei dcr Einsichtlahme von schr.verbehinderien
Menschen ist r\bschn. XI Buchst. C Nn 2 f) der Richtlinien zur
Integration unrl Teilhabe sch\r'erbehinderter Angehöriger der
hessischen l,arrdesvenvaltung lntegrationsnchthnlen von:r
30. Novembe::200? (SlAnz. S. 2756) zu beachlen.

2. Die Einsiclrt der Bevollmächtipiten und Hinterbliebenen ist nacir
§ 1.07c Abs. ? I{BG einge.schränkt. Entgegenstehende dienstl iche
Grüncle liegen insbesondere vor, wenn es sich um nur.f0r den
dienstlichen Geblauch bestimmte Vorgänge handelt und nicht
ausgeschlossen rverclen kann, dass von del durch die Einsicht
zufl ießenden Kenntnis unsach gemäf3 Gebrauch gemacht rvird.
Slehen dienstliche Gründe einer Einsicht entgegen, ist zu pni-
1'en, ob und inrviewciL eine Auskunit in Bctracht kommt

3. I)ie Rediensteien dtiden von der Kenntnis, die sie durch die
i\kteneinsjcht erlangen, nur:inso§'eit Gebrauch machen. als die
Pfl.ichi. zur Amtsverschwiegen.heit nicht verletzt wird. Auf dicst:
Verpflichtung hal:en sie clle von ihnen Bevollmächtigtcn aus-
drücklich hinzur,veisen. Bei anderen zur Einsicht berechtigten
Personen rst bei der (ieu.'ährung rler Einsicht ocler Auskunft

lll*illFlt
ift
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Stanfsanzeig$ {m das J-and I'tessen - 19' Dezernba'r :Z{Jl l
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d:r r:;ruf hiuzuwc'isen, dass votr cltr crlangtln K('nn lnis nin' in clem :

i..i Einsiclrt hczir:hurlgsu'eisc Auskrurf f ber echtigcnden I-irlf arrg

ij.,br;i ;h';;;ri *'ö.a". clari: Einc dariiber hinausgehende

Ve*ruo.rrrrfi ai", gealronnenen In{ormirtionen ist unzulässig Die

Scfiil'e.trel',ina"üenvenretrlng hat dre rhr lach Abschn' XT

ä".f,ti- C Nl'. 3 f) rler Rjchtltnlen zur lntegratton und Terlhabe

i.'.n-ä.rräitlra"*'ei a"ge.hör' ger der hessischen-T-'andesverual-

il;;;;;0 i6ro*t oi':oor i'sta"z s 2?5ti) obliegendePflichl
zu beachten.

1. Die Einsichtnahne ist rmtcr der'Äufsicht' eincr }lrtarbeiterin' ;J;;;;;. Mitarbeiters der pcrsorah'envaltmclen. Stelle vorzu-

"äfr*"ir. 
ilU". a'ie Einsichtnahmc rlrrd kcrn Protokol l gefertigt'

5. Kosten (insbesondere Reisekosten), die clen Reiliensieten durch

äio E,n"rat t enl.s1,ellen. urelClen nicht ersl:lt1el'

Zu § 10?dHRG
t Di e Ül:er{assun g von Personalakten' clie ErÖilnun g,dcs cloklro-
' #.;;;t Züiff.--i* n"h*"t 

"ines 
automalisierte-n Personah'er'-

,.irü".e..]ät";i uncl clle Erleilung l'on Auskünften aus Perso-

;;1r[iä-;;.;"n irn Hinblick daiauf, dass Personalakten so-

,.är, ii*- ai"".tii"h". "Is 
auch im schutzwürdigen persÖnlich-

.riulaLen Interesse der Rediensieten einen llesondelen Ver-trau-

:;,:tc;;; s;;,;ßen. uusschlieillich zrx'eckl;estjrrunt und aullerst

...."i.*lit --gehandhabt rverclen Es ist in jerlern Einzelfall zu

-'n,i"r, ,rfrä" AusklLnllserteilung anslelle einer Vorlage oder

:.;. ä;";;, ;;-"nc, dcr Yorla gc "if rtilt dct Pc.sona I akte aus-

;;;;il,;; der eriuchenden'üehÖrde die DurchIührung jhrer

Airfpatrrer zu ennoqhchen. Vorla€le lrleint anch die Möglichkeit

.f,,.Z.,g.itf . ruf p,'tst.oIaktenäaten' clie in automat'isierter

iät, e?.i,"l.ir-rt sinr-l. Dei'Daterrlluss zt'isc:hen Gnmti- und

N"fr""-rft!" irllI n.ichI ünter clic ilberniiitlungsvorschriit des

o iJ;aff gC cia 's.,uh l*cligli''h un' tlrl" lnirr(näliunstrriIiiutg
:"""";i;i;i";;'rüä r'..iu,i*r'krc 'rh nr Attße n *irl<u nq harrdclt

2. Bei der Versetzur:g sind die votlsländigcn Persi'malakten unver-

Tiislich att dle hrr d'ie fut""tg der Fersonalakten zustäldige

i; ";ä;;;;;,i; "ur,, 
g"ir"r. ol es' gitt auch dann' rvenn ehemali ge

ä"uiriLii,tr"" und Bäamte "t''"i't 
it ein Ilearntenverhällnis zu

;;;;.'1b"; I) ie ns thcrrn beru ilo: rverden \vc rden. Reamiinn en

iirJb",,*r" t" 
"in 

Beamtenverhältnis zu einem anderen Dienst-

h;;;;;ri;' so sind dic Pcrsonalakten nur auf Atrfordening

abzuglberl' 
irleiben cli'e:' Il"r ;\usstltplclelr JLts clettt Beatttienlethaljr'is ver'

' il:,;-;ä^käLei der tr;r die Früirrung der Gmnilakten zustän-

ä,gi. n'"rruia.. iv.td"^ Terilakt'en beieiner anrleren Stelle ge-

i,;i;'t, t" stncl sie an die für dic Führung der Grundakten zu-

.,a"äf g" S;ttÖtao 
"U"'go'b"n 

Fur Nekrenakten gill Nr I Abs S

und 6 zu § 107 Ahs l'
Zu §§ 1 07c und f HBG

t. äruncisarzlich rlürfen Vorgängc nicht dauelhalt aus Cer Per-so-
' ;;.äk;;';;i];r'lit "'",a"'.' 

-t't'iach 
§§-10?e untl 10?f I:rBG die

ä;ü",r"g i;.g"."h"i'-tt' ist dafiiijsorge zu tragen' dass-sie

i """-"gi[t ".it1gt' 
rei automatisie]r;er Speictrerung von Per-

sonalaktendaler, *tt'ut"" äi" cntsprc-chcnden Dalen gelö-scht

,ä.Jä pi".-ltt durcliiechnische i4aßnahmon s-ichelzustellen'

;i;;ärb;ü;h"nde Entnahmc von Sc}iriftsirlchen ist nur zu-

1 i qcr u §.cnn dre. nn,*.näig,iiorm Bcispj cl zn K, rpicrzrvccken)
';^; irJ,; ;;;;;;i;i;;;' ;i e ''s" 

rrte schrrrrtstrt' kc unvet zriqltch

wierler in äie Personalakten artfgetttrmmen \{er(len'

2. Bei der Entfer-nung, Vernichtung md Lo-schung vonlVlitteihm-- 
pen m-stralsachei naeh § l0?tAbs 3 HBG isl lo'lqendes zu

;;;";;;;1 ü'1,,;;ii,ii g"n i n srt' f <aehen si nd na ch den \i r rschri f -

t.n cles Hessrschen ölszrplinargesPtzes zu ent{emen' u enn sic

i;il ;;i Di;;ipj i,ara kte !"*'o"i"" si n cl'.d a. si e denselben sach -

i'"iilrit u"t."ttun, cier auih zu einem Drsziplinan'er{ahten ge-

ilüö";i;i.irr1qi.t"is" "i, 
D ienstvergehen. beinhaltet' hat Be-

i*ä"" i*-' 
"i.rriglcichzeirig 

auch e'in i)- icnstvergehcn' d': l:fl
sil<l sie tlisziplinarrechtlich unerhcblich' sinci. slctirenso wle

Ji" e".iriig" 
"irt 

dem Buncleszentralregister; die bei Einstellung'
üb;;;;l; ,srn a,.g"{t'"lert rverclen' rnit der erfor<lerlichen

Zustimmung nach rlrei Jahren zu entfernen'

Zu § 1079 HBG
l. in Daieien gespeicheüe Personalak{entlaten sind utlverzüglich
' ;ä;;;,"..it"ii ii" rüt z'tvecke der Personalvenvaltrurg und

;ir:;;i;;itrt"haf i nicht mehr l:enötigt we|den und die gesetz-

ir,,i, ""*""ft". 
,\ulbtrvahtunBsüisten' insbesondclc dic Au{Le -

.rol,frniif.isr*n des § 10?{ FßG' abgelaulen stnct

l. Auch im Rahnten cl'er aulotnati sietten I) atenerhebung und -ver-- il;iü;;;|art.,. sotg" zu tragen', dass tlnbefugte-ke^in9n

i,lg".g ä a*n p".roo"tü"'ogeneriDaten haben' Die unbeiugte

\ü;a'"-"g"äcrLoschung"gcspeichertuPclsonalakte-ndaten
i:; ;;;t;§pi;i durch Bciu*tzeicodcs zu vcrhindcrn Bei dcr

ui, ".iriitf ""'g 
von Personalaktendaten ist zu gewähr'leisten'

är* äi"." "iJfrt 
unbe{ugt gelesen vcrändcrt oder gclösc}rt u'ei--

äe.*ko.ner. nies kann ziä Beispiel durch Stcherung rter Tlans-

In*.""o". si"n,:runq dor LTI rernri ttlung und Lfuernr I tti ungsrrege

ilu rth f,trschlrissel ungsBcra te erfolgen'

3. I)ie Yelarbr:iilings- rild }iutzungsf ormen arttomatisierler Per-
" 

,,-ri""i.trftungisvstemc sind züm Bcrspiel durch Hausrnittei-

i;;ä;; J;;;häi; NIöelichkeit cler Einsricht in tlel Dienststelle

alleemein bekannt zu geben'

III. Anwendung au{ Arheitnehmelinnen und Artreitnehrner

1- Die Regelungen ül:er clie Personalakten (§§ 10?.ff HBG) sind
' i; ;i;"P;;toialalctenf iihtung der Arhe-itnehmerinnen und 'Ar-

;;;:;;;; i;i oitentlichen Dlienst cles Land-esJfessen enlspre-

"ULr.a 
rrrrr*".<len. solt'eit d'ie beamtenrechtlichen Bestimmun-

".".'..ii a." L_ilrcchLlichc,n lnhaltsgleich sindbeziehungsrveisc
äl.l',l,i.ii= ään;;;;J., Tari tuemüse keine eiqenen Regelun-

;ir,';,rih.l;;; .ä;;"J;'i; kcinc spezieI)cn Intenttonen dcr ra-
f;;;;i";;il;.i"i,tn"r' 'i"a 

Gleiähes gilt für die Anwendung

des Abschnitts I.

2. l)en Gemeinden und Gemeincleverbändel-und den sonst'igen
' ä;;J;i"}rt ä". ir"a"s 

""terstehenden 
Körperschaften' An-

stalten ulcl Sl.i{,,-r.g"t'' ä"0 iff""tlichen Rechts wtrd empfoh}etr'

;;;;ir;1i"ilth."' Ätbeiite]'m"rinnen und Arbeitnehmer ent-

sPrechend zri verfahren'

Der Eriass vom 3Q. i\{ärz 2006 (StAnz S 894) wird aufgehoben'

Wies]:,atlen, 30. November 2011

Ilessisches lllinisterium
des Innern und für SPort
I 14 - 08 b 24.03.1 0

- Gü1t--Verz. 3201 -
Si4nz.5l/2011 5 1550

Anlage 1

Ü BERS I CHI'SVE RZE I C HN I S

in der Personalgrundakte

Unterteile
der Teilakte

Nebenakte
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Anlage 2

INHALTSVERZEICHN lS zu der

O Personalgrundakte

O Personalnebenakte

O Teilakte zur Personalgrundakte über

der / des

Lfd. Nr. ggf. Datum des

Schriftstücks

Kurze Inhaltsangabe Blatt Nr. Bemerkungen

1 Personalboqen
2 Bewerbunq zur Einstellunq
3 Lebenslauf
4 Geburtsurkunde
5 Eheurkunde, Lebenspartnerschaftsur-

kunde
6 Geburtsurkunde der Kinder
7 Nachweise über Schulausbildunq
8 WehrJZivildienst
q Beschäftiounoen in anderen Berufen
10 Prüfunqszeuqnisse
11 Hochschulorade
12 Arztliche Gutachten
13 Staatsanqehöriokeits-Nachweis
14 Führunoszeuonis
15 Nachweis über Schwerbehinderung

oder die Gleichstellunq
16 Belehrunq über Verfassunqstreue
17 Vereidiqunq
18 Sonst. Verpflichtunqen u. Belehrunqen
19 Besondere Beauftragungen (2. B. Haus-

halts-, Frauen-, Datenschutzbeauftrag-
te/r) tr

20 Personalvertretung, Schwerbehinder-
tenvertretuno

21 (Leistungs-)Prämien
22
23
24
25
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Lfd. Nr. ggf. Datum des

Schriftstücks

Kurze lnhaltsangabe Blatt Nr. Bemerkungen

26 Einstellunqs- und Anstellunqsvorqänge

27 Beförderunq/HöherqruPPierung

28 Dienstzeuqnisse, Beurteilungen, u' ä.

29 Dienstliche Venruendung,
Bewerbunqen, Abordnungen,
U msetzu nqen, Versetzu nqen

30 Nebentätiqkeiten

31 Beurlaubunqen

32 Kuren
33 Erkrankunqen

34 Dienst-/Arbeitsunfälle/Sachschäden
35 Besoldunq/Entqelt

36 Dienst-/Arbeits iubiläen

37 ReisekosteniTrennu ngsgeld

38 Umzugskosten

39 Beihilfen

Dle

II.
Mindestbeträge rn'errien rvie f ol gt festgelegt:

al:

1-. Okto'ber 2011

ab
i Oktober'2012Verordnung über die Zusatzversorgung der staatlichen

Arbeiter und Angestellten in Hessen vom 24' Dezember 1929

(HessRegBl. 1930 S. 11)l

irier': ErhÖhurlg cler dul'ctrsciinilllit:llerl Albeilsverdi'enste
nach § ti a. a. O. solvie tier N{indestnlhegekler zum l'
oktol:er 2011 und zum 1. Oktobcr 2012

I,

Aui cler Gruncllage cles Hessischen Besoidungs- und Versurgungs-

,r,rur.rrq"g"retz-es 2011./2012 I{BVAnpCi l01fi2t}12 - vorn

i. irii.rr"ilzöll (GVtsl I s. 530) bin ich damit einverstalrrleu, dass

äi"',,r"f-, S 6 der \'erorclnungvom 2'1.I)ezember 1929 delBerechnung

ä.'r 
^ 

n"rr;-,i" a \\ri trvengeirl er zugrunr'le1le gend en druch s chnit'tli-

"fr". n.frertsverclienste äer letzten fünf Reschäftigungsjahre zum

i. t)ktob". 2011 um 0,9ti vorn Hutrclt't1 und zum 1' Okk)ber 2012

,,i. i.io vom Hutldcrt angehoben rverclcn' Die Rtihe- rlnd Witwcn-

u,,t,,i ,. *'.ta"n ,-u], 1,r*.-'äigut Zeiipunkt ulter gtelchzeitiger An-

i..ir",rrg a"r'r,t zahiencien Rentt:n aus dcr geselzlichen Rentenver-

sichcrung ncu bcrechnel'

4,23 Euro 4,32 Euro

Abschnitt §i meines Erlasses vom ?' Jn'tri 1983 (StAnz S' 1252) ist
nach rvie vor zu beachtcn.

lViesbaden. I Dezernber 2011 Flessisches Ministerium
des Innern und für SPort
141 ..P 2t14 A(rr) - 248

Stln:.5li201l 5. 1551

Mrnrlestbetlag de.s Rr.rhegelcles
uncl des 1\'itrvurgeldes
Erhöhungsbetrag für iedes über
zehrr Jahre hinaus gehende
Beschä{liguri gsiahr bein Lilnd
llessen bzrt'. Lieiln {rühelen
Volksslaat Hessen

tIöchstbetrag
des fuIlndestruhegeldes
dcs Mindestrvitr.vengel des

1II.

37.94 Euro 38,72 Euln

143.69 Euro 146,72 Euro
86,21 Euro 88,03 Euro
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Personalakten

Personalakte im formalen und materiellen Sinne, Sachakte
Hans Maier ist als Nachfolger der Schulleiterin Ursula \Mnter ausgewählt wor-
den. Als die Dienstgeschäfte übergeben werden, überreicht Frau Winter Herrn
Maier einen Ordner mit der Aufschrift ,,Kollegium", zwinkert ihm zu und sagt,
wenn er das gelesen habe, werde er die Kolleginnen und Kollegen kennen.
Hans Maier stellt fest, dass in dem Ordner Notizen von Dienstgesprächen mit
einzelnen Kollegen sind, die ihren Dienst nicht immer ordentlich versehen ha-
ben, ferner Aufstellungen über Krankheits- und Fehltage des gesamten Kolle-
giums während der letzten 10 Jahre.
Maier fragt, ob man denn so etwas alles aufheben dürfe, worauf Winter erläu-
tert, es handele sich hier um eine Sachakte, für die die Vorschriften des Per-
sonalaktenrechts nicht gelten.

Grundakte - Teilakte - Nebenakte
Als Kollegin Knaf zu einer Fortbildungsveranstaltung gehen will, zückt die
Schulleiterin einen Ordner und zählt ihr die Krankheitstage der letzten 5 Jahre
auf. lst es zulässig, diese Daten an der Schule zu sammeln?

zulässige und unzutässige lnhalte
Kollegin Klein hat sich auf eine Stelle als päoagogische Leiterin beworben und
war sehr verwundert, dass sie die Stelle angesichts zweier klar schlechter
qualifizierter Mitbewerber nicht bekommen soll. Als erstes beschließt sie, ihre
Personalakte einzusehen, um evtl. Hinweise zu bekommen, warum das
StSchA Vorbehalte gegen sie hegt. Tatsächlich findet sie darin ein Flugblatt
der Linkspartei, auf dem ihr Name (ViSdP) steht.

Einsichtnahme
Kollege Glücklich stent Kurz vor seiner Verbeamtung. Wegen seiner langen
Fehlzeiten im 2. Dienstjahr hat die Schulleiterin gegen ihn Vorbehalte und
lässt dies in ihrem Würdigungsbericht durchscheinen. Glücklich möchte den
Würdigungsbericht haben, um ihn bei der gewerkschaftlichen Rechtsberatung
prüfen zu lassen. Die Schulleiterin verweigert die Herausgabe. \Me ließe sich
das Problem mit Hilfe des Personalaktenrechts lösen?

Entfernung von Daten aus der Personalakte
Kollege Zapp wurde von einer Schülerin beschuldigt, sie geschlagen zu ha-
ben. Es folgt eine dienstliche Untersuchung, ih deren Verlauf viel Papier pro-
duziert wird. Diese Schriftstücke landen in Zapps Personalakte. \Me ist damit
zu verfahren,
a) wenn die Behauptungen sich als unwahr enryiesen haben
b) wenn die Behauptungen belegt werden konnten und Kollege Zapp eine
Missbillig ung erhielt?

Friemelt, GEW, Februar 2013

1.

2.

3.

4.

5.
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